
5. Nachtragssatzung 
zur Hauptsatzung der Gemeinde Kollmar, Kreis Steinburg 

 
Aufgrund der §§ 4 und 24 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der zum Zeit-
punkt der Beschlussfassung geltenden Fassung wird nach Beschluss der Gemeindevertre-
tung vom 05.12.2023 und mit Genehmigung des Landrats des Kreises Steinburg vom 
28.12.2023 folgende 5. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung vom 16.12.2015 für die Ge-
meinde Kollmar erlassen: 

 
 
 
 

Artikel 1 
 

§ 2 erhält folgende Fassung:  
 
 

§ 2 
Bürgermeisterin oder Bürgermeister 

(zu beachten : §§ 16 a, 27, 28, 34, 35, 43, 47, 48 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 und 3, 50 Abs. 1, 
§§ 55 Abs. 1, Abs. 4 und 6, 56, 82, 84 GO) 

 

(1) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister obliegen die ihr oder ihm gesetzlich über-
tragenen Aufgaben.  
 

(2) Sie oder er entscheidet ferner über 
 

1. sämtliche Personalentscheidungen von geringfügig Beschäftigten und von Beschäf-
tigten bis zur Entgeltgruppe EG 5 nach Beratung mit den Fraktionsvorsitzenden. 

 

2. Stundungen bis zu einem Betrag von 5.000 €, 
 

3. Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde (Erlass) sowie Niederschlagung solcher An-
sprüche, Führung von Rechtsstreiten und Abschluss von Vergleichen, soweit ein 
Betrag von 5.000 € nicht überschritten wird,  

 
4. Gewährung von Zuschüssen und Zuweisungen bis zu einem Betrag von 500 €, 

 
5. Übernahme von Bürgschaften, Abschluss von Gewährverträgen und Bestellung an-

derer Sicherheiten für Dritte sowie Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich gleich-
kommen, soweit ein Betrag von 5.000 € nicht überschritten wird, 

 

6. Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit der Wert des Vermögensgegenstan-
des einen Betrag von 5.000 € nicht übersteigt,  

 

7. Abschluss von Leasing-Verträgen, soweit der jährliche Mietzins einen Betrag von 
5.000 € nicht übersteigt, 
 

8. Veräußerung und Belastung von Gemeindevermögen, soweit der Wert des Vermö-
gensgegenstandes oder die Belastung einen Wert von 10.000 € nicht übersteigt,  
 



9. Annahme und Vermittlung von Schenkungen, Spenden und ähnlichen Zuwendun-
gen bis zu einem Wert von 10.000 €, 
 

10. Annahme von Erbschaften bis zu einem Wert von 10.000 €, 
 

11. Anmietung und Anpachtung von Grundstücken und Gebäuden, soweit der jährliche 
Miet-/Pachtzins einen Betrag von 2.500 € nicht übersteigt,  
 

12. Vergabe von Aufträgen bis zu einem Wert von 7.500 €,  
 

13. Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen bis zu einem Wert von 2.500 €,  
 

14. die Erteilung oder Versagung des gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 BauGB, 
sofern die Verwirklichung des betreffenden Vorhabens nicht die Grundzüge der 
Planung berührt oder von besonderer städtebaulicher Bedeutung ist, 

 
15. die Ausübung der der Gemeinde nach der Landesbauordnung obliegenden Einver-

nehmenserklärungen und sonstiger Mitwirkungs- und Beteiligungsrechte, 
 

16.  die Ausübung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach dem BauGB, soweit der im 
Grundstückskaufvertrag vereinbarte Wert 5.000 € nicht überschreitet, 

 
17. die Ausübung von Mitwirkungs- und Beteiligungsrechten der Gemeinde nach natur-

schutzrechtlichen Vorschriften. 
 
 
 

§ 7 erhält folgende Fassung:  
 

§ 7 
Entschädigung 

 

(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister erhält nach Maßgabe der Entschädigungs-
verordnung eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 100 % des Höchstsatzes der 
Verordnung. 

 

(2) Der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters  
wird nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung bei Verhinderung der Bürgermeis-
terin oder des Bürgermeisters für ihre oder seine besondere Tätigkeit als Vertretung ei-
ne Aufwandsentschädigung gewährt, deren Höhe von der Dauer der Vertretung abhängt. 
Die Entschädigung beträgt für jeden Tag, an dem die Bürgermeisterin oder der Bürger-
meister vertreten wird, ein Dreißigstel der monatlichen Aufwandsentschädigung der 
Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters. Die Aufwandsentschädigung für die Stellver-
tretung darf die Aufwandsentschädigung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters 
nicht übersteigen. 
 

(3) Fraktionsvorsitzende erhalten nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung eine Auf-
wandsentschädigung in Höhe von 8,5 % der Aufwandsentschädigung nach Abs. 1. 

Stellvertretenden von Fraktionsvorsitzenden wird nach Maßgabe der Entschädigungs-
verordnung bei Verhinderung der oder des Fraktionsvorsitzenden für ihre besondere Tä-
tigkeit als Vertretung eine Aufwandsentschädigung gewährt, deren Höhe von der Dauer 
der Vertretung abhängt. Die Aufwandsentschädigung beträgt für jeden Tag, an dem die 



oder der Fraktionsvorsitzende vertreten wird, ein Dreißigstel der monatlichen Auf-
wandsentschädigung der oder des Fraktionsvorsitzenden. Die Aufwandsentschädigung 
für die Stellvertretung darf die Aufwandsentschädigung der oder des Fraktionsvorsit-
zenden nicht übersteigen.  

 

(4) Die Mitglieder der Gemeindevertretung erhalten nach Maßgabe der Entschädigungs-
verordnung für die Teilnahme an Sitzungen der Gemeindevertretung, der Ausschüsse, 
in die sie gewählt sind, eine Fraktionssitzung je Quartal, an sonstigen in der Hauptsat-
zung der Gemeinde bestimmten Sitzungen sowie für sonstige Tätigkeiten für die Ge-
meinde ein Sitzungsgeld in Höhe von 100 % des Höchstsatzes der Verordnung. 

 

(5) Die nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitglieder der Ausschüsse erhalten 
nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung für die Teilnahme an Sitzungen der 
Ausschüsse, in die sie gewählt sind, und für eine Fraktionssitzung je Quartal, sofern auf 
dieser Sitzung Fragen des Ausschusses behandelt werden, dem das bürgerliche Mit-
glied angehört, ein Sitzungsgeld in Höhe des in Absatz 4 genannten Sitzungsgeldes. 
 

(6) Die Gemeindevertreterinnen und -vertreter erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der 
Ausschüsse, denen sie nicht als Mitglied angehören, ein Sitzungsgeld in Höhe von 20 % 
des Höchstsatzes der Verordnung. 
 

(7) Ausschussvorsitzende und bei deren Verhinderung deren Vertretende erhalten nach 
Maßgabe der Entschädigungsverordnung für jede von ihnen geleitete Sitzung zusätzlich 
ein Sitzungsgeld in Höhe von 100 v. H. des in Absatz 4 genannten Sitzungsgeldes.  
 

(8) Ehrenbeamtinnen und -beamten, ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern, Ge-
meindevertreterinnen und -vertretern und den nicht der Gemeindevertretung angehö-
renden Mitgliedern von Ausschüssen ist der durch die Wahrnehmung des Ehrenamtes 
oder die ehrenamtliche Tätigkeit während der regelmäßigen Arbeitszeit entgangene Ar-
beitsverdienst aus unselbständiger Arbeit auf Antrag in der nachgewiesenen Höhe ge-
sondert zu erstatten. Ferner ist der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallende 
Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung zu erstatten, soweit dieser zu Lasten der oder 
des Entschädigungsberechtigten an den Sozialversicherungsträger abgeführt wird. Sind 
die in Satz 1 genannten Personen selbständig, so erhalten sie für den durch die Wahr-
nehmung des Ehrenamtes oder die ehrenamtliche Tätigkeit während der regelmäßigen 
Arbeitszeit entstandenen Verdienstausfall auf Antrag eine Verdienstausfallentschädi-
gung, deren Höhe je Stunde im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft gemachten 
Verdienstausfalls nach billigem Ermessen festgesetzt wird. Der Höchstbetrag der Ver-
dienstausfallentschädigung je Stunde beträgt 80 % des Sitzungsgeldes in Höhe des 
Höchstsatzes der Verordnung. 

 

(9) Ehrenbeamtinnen und -beamte, ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bürger, Gemein-
devertreterinnen und -vertreter und die nicht der Gemeindevertretung angehörenden 
Mitglieder von Ausschüssen, die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen führen 
und nicht oder weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für die 
durch das Ehrenamt oder die ehrenamtliche Tätigkeit bedingte Abwesenheit vom Haus-
halt während der regelmäßigen Hausarbeitszeit gesondert auf Antrag für jede volle 
Stunde der Abwesenheit eine Entschädigung. Der Stundensatz dieser Entschädigung 
beträgt 40 % des Sitzungsgeldes in Höhe des Höchstsatzes der Verordnung. Auf Antrag 
sind statt einer Entschädigung nach Stundensätzen die angefallenen notwendigen Kos-
ten für eine Vertretung im Haushalt zu ersetzen.  
 

(10) Ehrenbeamtinnen und -beamten, ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern, Ge-
meindevertreterinnen und -vertretern und den nicht der Gemeindevertretung angehö-



renden Mitgliedern von Ausschüssen werden auf Antrag die nachgewiesenen Kosten 
einer durch die Wahrnehmung des Ehrenamtes oder die ehrenamtliche Tätigkeit erfor-
derlichen entgeltlichen Betreuung von Kindern, die das 14. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben, oder pflegebedürftiger Angehöriger gesondert erstattet. Dies gilt nicht für 
Zeiträume, für die entgangener Arbeitsverdienst aus unselbständiger Arbeit oder Ver-
dienstausfallentschädigung nach Absatz 8 oder eine Entschädigung nach Absatz 9 ge-
währt wird. 

 

(11) Reisekostenvergütung und Fahrkosten werden nach § 24 Abs. 1 Nr. 6 GO i.V.m. §§ 15 
und 16 der Landesverordnung über die Entschädigung in kommunalen Ehrenämtern 
(Entschädigungsverordnung – EntschVO) gewährt. 

 

(12) Die Ortswehrführerinnen oder die Ortswehrführer und ihre Stellvertreterinnen oder ihre 
Stellvertreter erhalten nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung Freiwillige Feuer-
wehren eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 100 % des Höchstsatzes der Verord-
nung. 
 

(13) Die Gemeindewehrführerin oder der Gemeindewehrführer und deren Stellvertretungen 
erhalten nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung Freiwillige Feuerwehren eine 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 100 % des Höchstsatzes der Verordnung. Sofern 
diese Person gleichzeitig Ortswehrführerin oder Ortswehrführer oder deren Stellvertre-
tung ist, erhält diese Gemeindewehrführerin oder dieser Gemeindewehrführer sowie de-
ren Stellvertretung nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung Freiwillige Feuerweh-
ren eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 50 % des Höchstsatzes der Verordnung. 

 

 
Artikel 2 

Inkrafttreten 
 

Die 5. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung der Gemeinde Kollmar tritt zum 01.01.2024 in 
Kraft. 
 
Die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung wurde durch Verfügung des Land-
rates des Kreises Steinburg vom 28.12.2023 erteilt. 
Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 
 
 
Kollmar, den 10.01.2024 
 
gez. 
Klaus Meinert 
Bürgermeister 
 
 
 

Bereitstellungstag auf https://www.amt-horst-herzhorn.de/communice-news/news/kategorie-25  
am : ………………………. 
 

https://www.amt-horst-herzhorn.de/communice-news/news/kategorie-25

